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Bauleitplanung der Stadt Wetzlar, Stadtteil Naunheim,  

BP Nr. 16 „Südliche Wetzlarer Str. und Waldgirmeser Str.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Die vorliegende Planung wird vom Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, im 

derzeitigen Stadium abgelehnt, da nicht sichergestellt ist, dass die öffentlichen Belange des 

Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) hinreichend 

berücksichtigt werden. Im Plangebiet und dem unmittelbaren Umfeld befinden sich eine 

größere Anzahl von archäologischen Fundstellen, insbesondere Siedlungen der Eisenzeit 

und der Römischen Kaiserzeit sowie früh- und hochmittelalterliche Fundstellen.  

 

Es ist damit zu rechnen, dass durch die Bebauung Kulturdenkmäler im Sinne von § 2 Abs. 2 

HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört werden. 

 

Bauvorhaben im Umfeld von 250 m um eine im beigefügten Plan verzeichnete Fundstelle 

bedürfen einer denkmalrechtlichen Genehmigung. Fundstellen sind auch über das 

Geoportal Hessen zu lokalisieren. Bauvorgreifende oder baubegleitenede archäologische 

Sicherungs- und Dokumentationsarbeiten werden gemäß § 20 Abs. 1 Satz 2 HDSchG 

erforderlich, deren Kosten vom Plangeber in seiner Eigenschaft als Verursacher zu tragen 

sind.  

 

Eine Liste zu den Grabungs- und Prospektionsfirmen, die in Hessen zugelassen sind, wird 

vom Bundesverband freiberuflicher Kulturwissenschaftler e. V., Adenauerallee 10, 53 113 

Bonn geführt.  

Unter http://www.b-f-k.de/mg-listen/archaeologie-grabungsfirmen.php#list, finden Sie den 

Link zu der pdf-Liste der Archäologischen Grabungsfirmen, die in Hessen zugelassen 

sind. 

 

 Aktenzeichen  

    Bearbeiter/in Dr. Sandra Sosnowski 

KuBus Planung Durchwahl (0611) 6906-141 

 Fax (0611) 6906-137 

 E-Mail Sandra.Sosnowski@lfd-hessen.de 

 Ihr Zeichen  

 Ihre Nachricht  

 Datum 21.03.2023 
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Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den 

öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. 

Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der 

Baudenkmalpflege behält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 
Dr. Sandra Sosnowski 

Bezirksarchäologin 
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Regierungspräsidium Gießen 

         

 
Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
hier: Bebauungsplan Nr. 16 „Südlich der Wetzlarer Straße und Waldgirmeser 
         Straße“ im Stadtteil Naunheim 
         
                       
Verfahren nach § 4(1) BauGB 
 
Ihr Schreiben vom 01.02.2023, hier eingegangen am 06.02.2023 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange nehme ich zur o. g. Bauleitplanung 
wie folgt Stellung: 
 
Obere Landesplanungsbehörde 
Bearbeiterin: Frau Bernhardt, Dez. 31, Tel. 0641/303-2428 
 
Mit dem Vorhaben soll ein Teil der Ortslage des Stadtteils Naunheim im Umfang von 
rd. 17,6 ha überplant werden, um eine städtebaulich geordnete Nachverdichtung zu 
ermöglichen, dabei aber auch die gewachsenen Gebäude- und Freiraumstrukturen 
zu sichern. Der gültige Regionalplan Mittelhessen 2010 (RPM 2010) weist den ge-
planten Geltungsbereich als Vorranggebiet (VRG) Siedlung Bestand aus; lediglich 
ein kleiner Teilbereich im Südosten („eingeschränktes Gewerbegebiet“) ist als VRG 
Industrie und Gewerbe Bestand festgelegt. Das Plangebiet ist am südlichen Rand 
zudem überlagert durch ein Vorbehaltsgebiet (VBG) für besondere Klimafunktionen. 
 
Gegen die Überplanung bestehen aus raumordnerischer Sicht keine Bedenken; 
vielmehr entspricht das Vorhaben Ziel 5.2-5 des RPM 2010, wonach die Siedlungs-
entwicklung vorrangig innerhalb der VRG Siedlung Bestand durch Nachverdichtung 
und durch Umnutzung bereits bebauter Flächen zu realisieren ist.  
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Ihre Nachricht vom: 01.02.2023 
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Für das eingeschränkte Gewerbegebiet ist ein Einzelhandelsausschluss gemäß Ziel 
5.4-10 des RPM 2010 in den textlichen Festsetzungen enthalten. 
Lediglich ein kleiner Teilbereich am südlichen Rand des Plangebiets entlang der 
Landesstraße wird durch ein VBG für besondere Klimafunktionen überlagert. Durch 
das Planvorhaben, das auch bestehende Freiräume sichert, ist jedoch nicht von ei-
ner zusätzlichen erheblichen Beeinträchtigung der Klimafunktionen auszugehen.   
 
Insgesamt ist das Vorhaben an die Ziele der Raumordnung angepasst.  
 
 
Grundwasser, Wasserversorgung 
Bearbeiterin: Frau Schweinsberger, Dez. 41.1, Tel. 0641/303-4138 
 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus Sicht der von mir zu vertretenen Belan-
ge keine Bedenken. Das Plangebiet befindet sich außerhalb eines amtlich 
festgesetzten Wasserschutzgebietes 
 
 
Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 
Bearbeiter: Herr Waldeck, Dez. 41.2, Tel. 0641/303-4188 
 
Gegen den Bebauungsplan bestehen aus Sicht der von hier aus zu vertretenden Be-
lange keine Bedenken. 

Gewässer, deren Gewässerrandstreifen sowie amtlich festgestellte Überschwem-
mungsgebiete werden durch das Vorhaben nicht berührt. 

Hinweis zum Thema Starkregen: 

Das Land Hessen hat mit dem Projekt „KLIMPRAX – Starkregen und Katastrophen-
schutz für Kommunen“ ein dreistufiges Informationssystem für Kommunen 
bereitgestellt. Alle Information dazu sind auf den Internetseiten des Hessischen Lan-
desamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) unter folgendem Link 
einsehbar: https://www.hlnug.de/themen/klimawandel-und-
anpassung/projekte/klimprax-projekte/klimprax-starkregen 

Die Starkregen-Hinweiskarte 
https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/klimprax/starkregen/Starkregen-
Hinweiskarte_Hessen.pdf wird in der ersten Stufe zur Identifizierung von besonders 
durch Starkregen gefährdeten Kommunen online als PDF oder zur Einbindung in GIS 
bereitgestellt. Die Karte beinhaltet den Starkregen-Index und den Vulnerabilitäts-
Index für jede 1*1km Kachel. 

In der zweiten Stufe können basierend auf dieser Ersteinschätzung kommunale 
Fließpfadkarten ermittelt werden. Dafür kann die interessierte Kommune eine An-
frage an das Fachzentrum Klimawandel und Anpassung richten 
(starkregen@hlnug.hessen.de).  

In Fällen, in denen die Fließpfadkarte zur lokalen Gefährdungsbeurteilung nicht aus-
reicht (z.B. städtische Gebiete, sehr flache Gebiete ohne klare Fließwege), kann eine 
Starkregen-Gefahrenkarte bei Ingenieurbüros in Auftrag gegeben werden. Starkre-
gen-Gefahrenkarten sind für Planungen in kritischen Gebieten sowie für mittlere und 
große Kommunen erforderlich. Diese Karten werden durch Ingenieurbüros auf der 
Basis von detaillierten hydraulischen Simulationen erstellt.  



 

-3- 

 
 

 
 
Kommunales Abwasser, Gewässergüte 
Bearbeiterin: Frau Dr. Wesp, Dez. 41.3, Tel. 0641/303-4225 
 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus Sicht der von mir zu vertretenen Belange keine 
Bedenken. 
 
 
Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, 
Altlasten, Bodenschutz 
Bearbeiterin: Frau Balk, Dez. 41.4, Tel. 0641/303-4274 
 

Nachsorgender Bodenschutz:  

In der Altflächendatei als Teil des Bodeninformationssystems sind die den Boden-
schutzbehörden bekannten Informationen zu Altstandorten, Altablagerungen, 
altlastverdächtigen Flächen, Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen hinter-
legt (§ 8 Abs. 1 HAltBodSchG). Altstandorte sind Grundstücke stillgelegter Anlagen 
und sonstige Grundstücke, auf denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen 
worden ist. Altablagerungen sind stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie Flä-
chen auf denen Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind. Die Daten 
werden von den Kommunen, den Unteren Bodenschutzbehörden (UBB), den Oberen 
Bodenschutzbehörden (RP) und dem Hessischen Landesamt für Naturschutz, Um-
welt und Geologie (HLNUG) erfasst, gemeldet und ggf. aktualisiert.  

Wie in Ihren Unterlagen in Kapitel 5.1.2. „Altflächen, Bodenschutz“ beschrieben, sind 
in der Altflächendatei für das Plangebiet sowie für die nähere Umgebung mehrere, 
nicht näher untersuchte Altstandorte und eine Altablagerung (Deponie für Erdaus-
hub, WZ-Klasse 1) verzeichnet (s. Übersichtsplan). 

Darüber hinaus befindet sich im näheren Umfeld des Planungsgebietes ein Grund-
wasserschadensfall mit dem Status „Sanierung abgeschlossen“ (Altflächendatei-Nr. 
532.023.070-001.200). Die entsprechenden Unterlagen und Auskünfte sind hierzu 
bei der Unteren Wasserbehörde anzufragen. 

 
Kartengrundlage: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation 
Datengrundlage: Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie - alle Rechte vorbehalten. 
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Da mir zur umwelttechnischen Beurteilung der entsprechenden Flächen nur unzu-
reichend Daten über ggf. vorhandene Untergrundverunreinigungen (ggf. auch über 
die Grundstücksgrenzen hinaus) vorliegen, die aus dem Umgang mit umweltgefähr-
denden Betriebsstoffen herrühren können, kann meinerseits derzeit keine Bewertung 
hinsichtlich einer möglichen Nutzungsgefährdung für den Planungsraum über die 
Wirkungspfade  

 Boden-Mensch  

 Boden-Nutzpflanze  

 Boden-Grundwasser  

durchgeführt werden. 

Daher schließe ich mich Ihren Ausführungen an für die entsprechenden Flächen im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens eine Historische Erkundung (z.B. Akten-
recherche) durchführen zu lassen, um Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast 
festzustellen oder auf Grund fundierter Recherchen ausschließen zu können. Diese 
hat nach den Maßgaben des Handbuchs Altlasten, Band 3, Teil 1, des Hessischen 
Landesamts für Umwelt und Geologie (Wiesbaden 2012) zu erfolgen 
(https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/altlasten/handbuch/Handbuch-Altlasten-
Band3-Teil1_Web.pdf). 

Im Zuge künftiger Erdaushubmaßnahmen kann es bei allen - auch bei bereits unter-
suchten und sanierten – Altflächen sowie im näheren Umfeld punktuell zum Anfall 
von verunreinigtem Boden aus der Vornutzung kommen. 

Sollten im Zuge von geplanten Baumaßnahmen Anhaltspunkte für das Vorliegen 
schädlicher Bodenveränderungen oder Altlasten wahrgenommen werden, sind 
nach § 4 Abs. 1 und 2 HAltBodSchG die Bauarbeiten an dieser Stelle abzubrechen 
und der Sachstand unverzüglich dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4 
zur Prüfung anzuzeigen. Zur Vermeidung unnötiger und ggf. kostenintensiver Verzö-
gerungen im Bauablauf empfehle ich eine Beteiligung meines Dezernates im Vorfeld 
der Durchführung von Baumaßnahmen. 

Nach § 8 Abs. 4 HAltBodSchG sind Gemeinden und öffentlich-rechtliche Ent-
sorgungspflichtige verpflichtet, die ihnen vorliegenden Erkenntnisse zu 
Altflächen dem HLNUG so zu übermitteln, dass die Daten im Bodeninformati-
onssystem nach § 7 HAltBodSchG erfasst werden können. Auch die 
Untersuchungspflichtigen und Sanierungsverantwortlichen sind verpflichtet, die von 
ihnen vorzulegenden Daten aus der Untersuchung und Sanierung der verfahrensfüh-
renden Behörde in elektronischer Form zu übermitteln. Über die elektronische 
Datenschnittstelle DATUS online steht den Kommunen ebenfalls FIS-AG (kommunal 
beschränkt) zur Verfügung. Wenden Sie sich bitte an das HLNUG oder entnehmen 
Sie weitere Infos sowie Installations- und Bedienungshinweise unter: 
https://www.hlnug.de/themen/altlasten/datus.html 

Hinweis: 

Gemäß § 1 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplä-
nen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung sowie die Belange des Bodens zu berück-
sichtigen. Bei der Aufstellung eines Bauleitplans darf das Problem von Bodenbelastungen 
nicht ausgeklammert werden. Bei der Beurteilung von Belastungen des Bodens gilt das 
bauleitplanerische Vorsorgeprinzip und nicht die Schwelle der Gefahrenabwehr des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG). Der Träger der Bauleitplanung erzeugt mit der 
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Ausweisung einer Fläche ein Vertrauen, dass die ausgewiesene Nutzung ohne Gefahr 
realisierbar ist. Geht die Stadt/Gemeinde Anhaltspunkten für Bodenbelastungen nicht 
nach, haben Eigentümer, Bauwillige und andere Betroffene ggf. Anspruch auf Scha-
densersatz. Bei der Erarbeitung der Stellungnahme zur Bauleitplanung ist zu beachten, 
dass nach den einschlägigen baurechtlichen Vorschriften für eine Vielzahl von Vorhaben 
kein förmliches Baugenehmigungsverfahren erforderlich ist (vgl. §§ 62 ff. HBO). Die Bauauf-
sichtsbehörde ist dann auch nicht verpflichtet, die Bodenschutzbehörde in ihrem Verfahren 
zu beteiligen. Insofern ist es möglich, dass die Bodenschutzbehörde über bauliche Verände-
rungen auf Verdachtsflächen nur im Rahmen der Bauleitplanung Kenntnis erlangen und 
danach nicht mehr beteiligt wird. 

Vorsorgender Bodenschutz:  

Bearbeiter: Herr Philipp, Durchwahl: 4273 und Frau M. Wagner, Durchwahl: 
4277 

Im Plangebiet herrschen ausschließlich Böden höchster Funktionsbewertung vor. 

Bei Abwägungsentscheidungen soll Böden mit hoher Leistungs- und Funktionsfähig-
keit und seltenen Böden ein hohes Gewicht beigemessen werden. Diese Böden 
sollen in besonderem Maße vor Zerstörung und anderen Beeinträchtigungen ge-
schützt werden (Kapitel 6.1.5-2 (G) Regionalplan Mittelhessen 2010). Aus Sicht des 
Ressourcenschutzes und einer nachhaltigen Planung im Sinne des Bodenschutzes 
sollten aus Sicht des Bodenschutzes zumindest die „besonders schutzwürdigen Bö-
den“ vor weiteren Beeinträchtigungen geschützt werden. In der Karte der 
„Besonders schutzwürdigen Böden“ des HLNUG werden deshalb Böden, mit 
einer sehr hohen Funktionserfüllung ausgewiesen. 

Auch im Zusammenhang mit dem Klimawandel spielen Böden, insbesondere solche 
mit hohem und sehr hohem Funktionserfüllungsgrad, eine herausragende Rolle. 
Sie dämpfen Extrema im Temperaturhaushalt, mindern den Einfluss von Dürreperio-
den, speichern das CO2 der Atmosphäre und tragen zum Schutz vor Hochwasser 
oder Sturzfluten bei. Auch hier sind vor allem wieder tiefgründige, humose Böden mit 
einem hohen Speichervermögen für Wasser besonders wichtig. Als besonders 
schutzwürdige Böden werden deshalb Böden bezeichnet, die gleichzeitig ein hohes 
Bindungsvermögen für Stoffe sowie ein hohes Speichervermögen für Wasser haben 
– wie im Plangebiet der Fall. 

Entsprechend § 4 Abs. 1 BBodSchG (Bundes-Bodenschutzgesetz) hat sich jeder so 
zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden 
können. Schädliche Bodenveränderungen sind Beeinträchtigungen von Bodenfunkti-
onen, die geeignet sind, Gefahren […] für den einzelnen oder die Allgemeinheit 
herbeizuführen (§ 2 Abs. 3 BBodSchG). Über den Begriff der „Gefahr für die Allge-
meinheit“ wird auch der Boden in seiner ökologischen Bedeutung umfassend 
geschützt. Damit gehört der nachhaltige Schutz der natürlichen Bodenfunktionen zu 
den kollektiven Rechtsgütern.  Dies wird in der amtlichen Gesetzesbegründung klar 
hervorgehoben: „Der Zweck des Gesetzes geht über den Schutz der Gesundheit und 
des Eigentums hinaus. Das Gesetz schützt im Interesse der Allgemeinheit auch die 
Funktionen des Bodens im Naturhaushalt. Damit sind auch die ökologischen Boden-
funktionen Schutzgut der Allgemeinheit. Werden ökologische Bodenfunktionen 
beeinträchtigt, so ist dies grundsätzlich geeignet, eine Gefahr für die Allgemeinheit 
herbeizuführen“ (Quelle: BT-Drs. 13/6701, S. 29).  
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Deshalb hat die Stadt Wetzlar die Vorreiterrolle in Sachen Bodenschutz angenom-
men und ein eigenes Bodenschutzkonzept aufstellen lassen. Für „besonders gute 
kommunale Beispiele“ wurde die Stadt Wetzlar im Jahr 2021 mit einem ansehnlich 
dotierten Preis für ihr Bodenschutzkonzept ausgezeichnet. 

Für das Konzept wurden die noch unbebauten Flächen bodenkundlich aufgenommen 
und bewertet. Die Karten der einzelnen Funktionsbewertungen finden sich in den 
Anhängen zu dem Bodenschutzkonzept, welches auf der Homepage der Stadt Wetz-
lar zum kostenlosen Download bereitsteht. 

Für das Plangebiet im Stadtteil Naunheim zeigt die Karte der bodenfunktionalen Ge-
samtbewertung sehr hochwertige Böden an. Siehe nachstehenden Screenshot: 

 

 
Ausschnitt aus der Karte „Anhang 8 Bodenschutzkonzept Wetzlar“ – Bodenfunktionsbewertung: Ge-

samtbewertung“ 

 
Zudem besagt das Wetzlarer Bodenschutzkonzept, dass es Böden mit sehr hohem 
Funktionserfüllungsgrad möglichst keiner mehr Bebauung mehr zuführen möchte und 
wenn in Ausnahmefällen doch, so wird der Eingriff entsprechend den Maßgaben der 
Arbeitshilfe „Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach 
BauGB“ (HLNUG Heft 14, 2019) und dem dazugehörigen Excel-Berechnungstool des 
HLNUG herausgearbeitet und ausgeglichen. Siehe nachstehende Screenshots der 
Seiten 80 und 81 des Konzeptes: 
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[…] 

 

 
 

 
Auf Seite 98 findet sich der Maßnahmensteckbrief für oben zitierte ID 7. 

Grundsätzlich gilt für die Bodenkompensation: 

Für die Neuinanspruchnahme von Flächen sind die einschlägigen Bodenschutz- und 
Eingriffsminderungsmaßnahmen zu beachten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind 
Eingriffe in bislang natürliche Bodenprofile zu beschreiben, bodenfunktional zu be-
werten und auszugleichen. Dazu empfehle ich die Arbeitshilfe „Kompensation des 
Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach BauGB“ (HLNUG Heft 14, 2019) und 
das dazugehörige Excel-Berechnungstool auf der Homepage des HLNUG. 

Nach Maßgabe des Bundes-Naturschutzgesetzes sowie des Hessischen Ministerium 
für Naturschutz, Umwelt und Geologie sind im Hinblick auf das Schutzgut Boden 
Ausgleichsmaßnahmen an konkret darzulegende Funktionsstörungen anzuknüpfen 
und darauf abzuzielen, diese zu beheben. Dazu müssen Ausgleichsmaßnahmen 
umgesetzt werden, die gleiche oder ähnliche Schutzgüter und Funktionen so aufwer-
ten, dass die positiven Wirkungen auf den Eingriffsraum kompensierend wirken. 

Für den bodenfunktionalen Ausgleich bedeutet dies beispielsweise, dass der Verlust 
des Ertragspotentials auch durch einen Zugewinn im Biotopentwicklungspotential 
ersetzt werden kann. Ist ein funktionsorientierter Ausgleich nicht möglich, sind Ver-
besserungen der „naturalen Gesamtbilanz“ zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts anzustreben. 
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Bei der Bestimmung der Ziele und Maßnahmen ist - hinsichtlich des Erreichens einer 
möglichst großen funktionalen Ähnlichkeit - grundsätzlich folgende Prüffolge einzu-
halten: 

 möglichst gleiche Funktionen, 

 möglichst ähnliche Funktionen des gleichen Schutzgutes, 

 Funktionen anderer Schutzgüter mit Korrelationen zu den beeinträchtig-
ten Funktionen, 

 Funktionen anderer Schutzgüter 

Die gewählten Kompensations- und Minderungsmaßnahmen sind fachlich-planerisch 
so vorzubereiten, dass sie funktional, räumlich und zeitlich entsprechend der Wirkfak-
toren des Eingriffs und betroffenen Schutzgüter wirksam sind. Der Ausgleich durch 
naturschutzfachliche Maßnahmen, die gleichzeitig einen positiven Einfluss auf die 
Bodenfunktionen haben, ist möglich. Es ist jedoch unbedingt zu vermeiden, dass 
durch die gewählten naturschutzfachlichen Maßnahmen weitere bodenfunktionale 
Verluste entstehen (z.B. durch den Abtrag nährstoffreichen Oberbodens zur Entwick-
lung von Rohböden, Sandhabitaten, etc.). 

Zur Berechnung, ob die Bodenfunktionsverluste (beschreibbar durch Errechnung der 
entsprechenden Bodenwerteinheiten [BWE]) durch Aufwertung anderer Schutzgüter 
beglichen werden können, eignet sich eine Orientierung an den Kosten, die ein bo-
denfunktionaler Ausgleich mit sich bringen würde (beispielsweise 
Entsiegelungskosten).  Anhand dieser fiktiven Kosten kann eine Rückrechnung der 
entsprechenden Biotopwertpunkte erfolgen. Begründet wird dieser Ansatz über die 
Regelungen des § 15 Abs. 6 BNatSchG und des § 6 der Hessischen Kompensati-
onsverordnung.   

Begründung:  

Boden filtert Wasser zur Trinkwassergewinnung. Boden dämpft Extrema im Tempe-
raturhaushalt, mindert den Einfluss von Dürreperioden, speichert das CO2 der 
Atmosphäre und trägt zum Schutz vor Hochwasser oder Sturzfluten bei. Boden ver-
dunstet Wasser und kühlt dadurch die Umgebung. Die Leistungen des Bodens sind 
für unsere Ernährung, die Wirtschaft und das Klima existenziell. Durch Siedlung und 
Verkehr wird der Boden zerstört und seine Funktionen unwiederbringlich vernichtet. 
Diese zunehmende Versiegelung entzieht uns und nachfolgenden Generationen die 
Lebensgrundlage. Boden kann nicht umgesiedelt, wiederaufgebaut oder ersetzt wer-
den. Seine natürliche Neubildung beträgt im Mindesten 100 Jahre je 1 Zentimeter in 
unseren Breiten. 

Die Erhöhung der Hochwassergefahr, der Verlust der Kühlleistung, sowie der Verlust 
der gesamten existenziellen Bodenfunktionen bei Versiegelung, Abgrabung bzw. 
Verdichtung ist die Gefahr für die Allgemeinheit, die vermieden werden muss. (BT-
Drs. 13/67011, S. 29). Bodenversiegelung und -verdichtung ist bei Baumaßnahmen 
zwangsläufig sowie räumlich und zeitlich klar abgrenzbar. Damit sind die Vorausset-
zungen des Gefahrenbegriffs erfüllt. Die Voraussetzung für eine schädliche 
Bodenveränderung (i.S.d. § 2 Abs. 3 BBodSchG) ist gegeben. 

§ 4 Abs. 1 BBodSchG enthält die Pflicht: „Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich 
so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden“. 
§ 7 BBodSchG verpflichtet Eigentümer, Besitzer und diejenigen, die Verrichtungen 
auf einem Grundstück durchführen, dazu, Vorsorge gegen das Entstehen schädli-
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cher Bodenveränderungen zu treffen. Ebenfalls ist die Anforderung des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 HAltBodSchG sicherzustellen, Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen 
nachteiligen Einwirkungen auf die Bodenstruktur zu schützen. 

Eine fehlerfreie Abwägung ist nur möglich, wenn alle Belange, so auch die des 
vorsorgenden Bodenschutzes, dargestellt und die Eingriffswirkung der Aus-
gleichswirkung gegenübergestellt wird. Andernfalls liegt ein Abwägungsausfall 
vor. Demnach ist die Planung für die erste Offenlage entsprechend zu überar-
beiten und ergänzen. 

 

Hinweise: 

Unter „Nachverdichtung“ ist nicht unbedingt die Bebauung von sog. Baulücken und 
Hausgärten zu verstehen. Jede „grüne Insel“ innerhalb einer Bebauung trägt durch 
Verdunstungskühlung, CO2-Bindung und Sauerstofffreisetzung zur Gesundheit und 
zum Wohlergehen der Bevölkerung bei. 

Unter „Nachverdichtung“ versteht sich auch die Sanierung, der Ausbau und die Auf-
stockung von Bestandsgebäuden! 

Die Folgen des Klimawandels in Kombination mit der baulichen Verdichtung von 
Städten und der Ausweisung neuer Baugebiete führen dazu, dass zum einen die Hit-
zebelastung in den bebauten Bereichen zunimmt, zum anderen wird die 
Versiegelung von Flächen dazu führen, dass abfließendes Regenwasser nach Stark-
regen Schäden an Gebäuden und Verkehrswegen verursacht. 

Sollte sich die Stadt Wetzlar entgegen ihrer eigenen Maßgaben und der des Landes 
Hessen (Schutz vor Zerstörung - Kapitel 6.1.5-2 (G) Regionalplan Mittelhessen 2010, 
sowie die Beschreibung und Ausweisung besonders schützenswerter Böden) für ei-
ne Bebauung an dieser Stelle entscheiden, so kann die Begrünung von Gebäuden 
auf Dächern und Fassaden leichte Abhilfe schaffen und wird dringend zur verbind-

lichen Festsetzung empfohlen. Dach- und Fassadenbegrünungen erhöhen den 
Anteil von klimawirksamen Grünflächen im besiedelten Raum. Sie haben eine ener-
gieeinsparende Wirkung, verbessern das Wohnklima und haben einen Kühlungs- 
und luftbefeuchtenden Effekt auf ihre Umgebung. Sie können einen Beitrag zur 
Dämpfung von Abflussspitzen bei Starkregenereignissen durch Regenwasserrückhalt 
leisten, bieten Lebensraum für Pflanzen und Kleintiere und bringen eine ästhetisch 
ansprechende optische Komponente in das Siedlungsbild.  

Die Kombination von Gründächern mit Photovoltaikanlagen ist möglich. Hierbei wird 
die unter den aufgeständerten Solarmodulen vorhandene Dachfläche z. B. extensiv 
begrünt. Bei der Installation von Solarmodulen auf Gründächern ergeben sich Syner-
gieeffekte, die für die Nutzung von Solarenergie interessant sind. Es findet eine 
Kühlung der Module durch Verdunstungsleistung der Pflanzen statt, dadurch erfolgt 
eine Minderung der Oberflächentemperatur der Module, gleichzeitig heizt sich das 
Dach an Sommertagen weniger auf. Weiterhin verringern sich die Leistungsverluste 
der Module durch die erzeugte Verdunstungs-kälte des Bewuchses, durch den Kühl-
effekt einer Dachbegrünung erhöht sich der Wirkungsgrad der PVA. 
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Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen 
Bearbeiter: Herr Drescher, Dez. 42.2, Tel. 0641/303- 4371 
 
Nach meiner Aktenlage sind im Plangebiet keine betriebenen Abfallentsorgungsan-
lagen / Deponien im Sinne von § 35 Abs. 1, 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG 
betroffen. In diese Prüfung sind Altablagerungen / Altstandorte im Sinne des Boden-
schutzrechtes nicht eingeschlossen. Diese unterliegen der Bewertung durch die 
zuständige Bodenschutzbehörde. 

Aus abfallbehördlicher Sicht bestehen somit keine Bedenken gegen das bauleitpla-
nerische Vorhaben.  

Bei Bau,- Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt 
„Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand: 01.09.2018) der Regierungs-
präsidien in Hessen zu beachten (www.rp-giessen.hessen.de, Umwelt, Abfall, Bau- und 
Gewerbeabfall, Bau- und Abbruchabfälle). 

Das Baumerkblatt enthält Informationen im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Abfal-
leinstufung, Beprobung, Trennung und Verwertung/Beseitigung von Bauabfällen (z. 
B. Bauschutt und Bodenaushubmaterial sowie gefährliche Bauabfälle wie z. B. As-
bestzementplatten). 
Downloadlink:  
https://rp-giessen.hessen.de/sites/rp-giessen.hessen.de/files/2022-04/baumerkblatt_2015-
12-10.pdf 
 
 
Immissionsschutz II 
Bearbeiter: Herr Thiele, Dez. 43.2, Tel. 0641/303-4423 
 
Gegen den Bebauungsplan bestehen keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 

 
 
Bergaufsicht 
Bearbeiterin: Frau Zapata, Dez. 44.1, Tel. 0641/303-4533 
 
Der Geltungsbereich der o. g. Bauleitplanung liegt im Gebiet eines erloschenen 
Bergwerksfeldes, in dem das Vorkommen von Erz nachgewiesen wurde. Die Fund-
stelle liegt nach den hier vorhandenen Unterlagen außerhalb des 
Planungsbereiches. 
 
 
Obere Naturschutzbehörde 
Bearbeiterin: Frau Ruppert, Dez. 53.1, Tel. 0641/303-5592 
 
Von der Planung werden keine nach §§ 23 und 26 BNatSchG ausgewiesenen oder 
geplanten Schutzgebiete berührt. 
Das Plangebiet grenzt durch die Landesstraße 3285 getrennt, an das LSG „Auen-
verbund Lahn-Dill“. 
Ich weise darauf hin, dass für weitere naturschutzrechtliche und -fachliche Belange 
die Zuständigkeit der unteren Naturschutzbehörde gegeben ist. 
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Bauleitplanung 
Bearbeiterin: Frau Josupeit, Dez. 31, Tel. 0641/303-2352 
 
Aus planungsrechtlicher und bauleitplanerischer Sicht möchte ich auf Folgendes 
hinweisen: 
 
Bereits mit der Änderung des BauGB 2017 werden an die Beteiligung der Öffentlich-
keit nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB zusätzliche Anforderungen gestellt. Im Regelfall 
bleibt es bei der Auslegungsfrist von einem Monat, bei Vorliegen eines wichti-
gen Grundes ist eine angemessene längere Auslegungsfrist zu wählen. Dieser 
Belang ist in der Begründung zu thematisieren. 
 

 Nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d BauGB ist es für die 
Rechtswirksamkeit eines Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes nicht für die Dauer einer angemessenen längeren 
Frist ausgelegt worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvor-
liegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist. Damit diese 
Planerhaltungsvorschrift ggf. zur Anwendung kommen kann, sollten die Ge-
meinden generell festhalten, ob und aus welchen Gründen aus ihrer Sicht kein 
wichtiger Grund vorliegt, der eine Verlängerung der Auslegung erfordert. 
 

 Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachungen nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB 
und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind neben 
der Einstellung in das Internet über das zentrale Internetportal des Landes 
Hessen https://bauleitplanung.hessen.de/ zugänglich zu machen. Der Ver-
pflichtung zur Einstellung in das Internet ist genügt, wenn die auszulegenden 
Unterlagen, etwa über das Internetportal der Gemeinde, für die Öffentlichkeit 
auffindbar und abrufbar sind. Die Gemeinde sollte in geeigneter Weise doku-
mentieren, dass die Unterlagen über das Internet auffindbar und abrufbar 
waren. Hierfür kommen auch technische Möglichkeiten (z. B. Screenshots) in 
Betracht. 
 

 Ein Verstoß gegen die originär gemeindliche Verpflichtung zur Einstellung in 
das Internet führt zu einem beachtlichen Fehler. 

  
Das Zentrale Internetportal für die Bauleitplanung Hessen für die Ver-
pflichtung nach dem Baugesetzbuch 2017 ist unter dem Link 
https://bauleitplanung.hessen.de/ verfügbar. 
 

Als Art der baulichen Nutzung wird überwiegend ein besonderes Wohngebiet im Sin-
ne von § 4a BauNVO festgesetzt. In den textlichen Festsetzungen (z. B. unter 3. und 
6. Und 10.2) wird Bezug genommen auf „Allgemeine Wohngebiete“. In dem Bebau-
ungsplan kommen diese jedoch nicht zur Ausweisung. Die entsprechenden 
Passagen sollten angepasst werden.  
Des Weiteren wird in den nachrichtlichen Hinweisen auf das Trinkwasserschutzge-
biet für den Tiefbrunnen III Beselich-Obertiefenbach sowie das 
Überschwemmungsgebiet des Elbbaches verwiesen. Diesen redaktionellen Fehler 
bitte ich zu beheben und auf die tatsächlich örtlich vorhandenen Schutzgebiete zu 
verweisen. 
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Meine Dezernate 51.1 Landwirtschaft und Dez. 53.1 Obere Forstbehörde wurden von 
Ihnen im Verfahren nicht beteiligt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Josupeit 
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